
445 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII.·GP •. 

Bericht' 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (76 der Bei­
lagen): Bundesgesetz' über besondere Vor-. 
schriften für die bäuerliche Erbteilung (An-
_. erbengesetz). 
Die Beschränkung der freien Teilbarkeit von 

Bauernhöfen beim übergang von Todes wegen 
entspricht im überwiegenden Teil österreichs 
einer althergebrachten gesunden überlieferung. 
Die mit dem Ende des zweiten Weltkrieges ver­
bundenen Notständ·e auf allen Gebieten Goes 
Lebens brachten auch in diese Sitte eine Ver­
wilderung, weil die weichenden Erben nur in 
einem tatsächlichen Anteil an dem Grund und 
Boden die Sicherung ihrer Ansprüche verwirk­
licht zu sehen glaubten. 

Um einen Schaden,' der sich hieraus für die 
österreichische Volkswirtschaft ergeben konnte, 

. Der Justizausschuß, dem die obgenannte Re­
gierungsvorlage zugewiesen worden war, hat in 
seiner Sitzung vom 25. Oktober 1956 beschlos­
sen, zu ihrer gründlichen Durchberatung einen 
Unterausschuß einzusetzen. In den Unter ausschuß 
entsandten die öVP die Abgeordneten Eie h i n­
ger, Dipl.-Ing. Ha r t man n, Dr. Ne m e c z 
und Dr. S eh wer, die SPö die Abgeordneten 
A i g n e r, A p p e 1, E i beg ger und Doktor 
Neu g e bau e r. Der Unterausschuß hat die 
Regierungsvorlag·eeingehend beraten undÄn­
derungen an dem Gesetzentwurf vorgeschlagen. 

Der Justizausschuß hat in seiner Sitzung vom 
8. Mai 1958 den Bericht d·es Unterausschusses 
entgegengenommen' und die Regierungsvorlage 
wie auch die im-Unter ausschuß gestellten Anträge 
mit folgendem Erg·ebnis beraten:' . 

für die Zukunft hintanzuhalten, hat die Bun- Zu § 1 Abs. 1 Z. 2, § 21 und § 22 Abs. 3: 
desregierung den vorliegenden Entwurf ·eines 
Anerbengesetzes ·vorbereitet. Er setzt sich zum Die vom A,usschuß vorgenommenen Ände-
Ziele, die Möglichkeit einer Beschränkung der' rungen des § 1 Abs. 1 Z. 2, des § 21 und des' 
freien Teilbarkeit von Bauernhöfen mittlerer § 22 Abs. 3 betreffen insgesamt die Heraus­
Größe im Erbgang g·esetzlich zu untermauern nehmung des Landes Kärnten aus dem Anwen­
und damit die. angestammte Sitte wieder zu .dungsbereich des Anerbengesetzes. 
festigen. Die Landwirtschaftskammer für Kärnten hat 

Das Mittel, mit dem dieses Ziel erreicht wer- dem Nationalrat gegenüber den Wunsch auf 
den soll, ist ein zweifaches: Der Hof soll nur Ausnehmung des Landes Kärnten geäußert. Zur 
von einem einzigen der mehreren Miterben, dem Begründung führte sie aus, daß der ursprüng­
Anerben, übernommen werden können, und der liche Entwurf des Anerbengesetzes in der Ge­
Preis, den der Anerbe den weichenden Erben für stalt der Regierungsvorlage so gemildert sei, daß 
die übernahme zu zahlen haben wird, soll so er dem Lande Kärnten nichts zu bieten ver­
bemessen werden, daß der Anerbe wohl bestehen möge; die Regierungsvorlage enthalte ferner ver­
kann. schiedene Bestimmungen, so die des § 14 Ahs. 2, 

Das Anerbengesetz vermeidet gleichzeitig jeden 4ie nach den Erfahrungen in Kärnten unzweck­
diktatorischen Zwang. Es wird grundsätzlich nur mäßig seien. 
bei der gesetzlichen Erbfolge anzuwenden sein, Der Justizausschuß teilt die Auffassung der 
bei der gewillkürten nur, wenn der Erblasser Landwirtschaftskammer für Kärnten nicht, daß 
eine einzige Person oder Ehegatten allein als die Regierungsvorlage dem Lande Kärnten nichts 
Hofübernehmer bestimmt und er nicht ausdrück- zu bieten vermöge.' Er· ist im Gegenteil der 
lich oder stillschweigend kundtut, daß das An- Meinung, daß die in der Regierungsvorlage ver­
erbengesetz nicht Platz greifen soll. Der Bauer körperte g.esetzliche Regelung in vielen Punkten 
wird' also letztwillig, wie übrigens auch durch VOn strengeren. Grundsätzen ausgeht als das der­

. Rechtsgeschäfte unter Lebenden, über den Hof zeit in Kärnten geltende Gesetz vom 16. Sep­
nach seinem Belieben verfügen können; hiebei . tember 1903, LGBL Nr. 33, betreffend die Ein­
da~f sich der Gesetzgeber auf das gesunde Emp- führung besonderer Erbteilungsvorschriften für 
finden des österreichischen Bauern stützen, der landwirtschaftliche Besitzungen mittlerer Größ·e 
in vera~twortungsbewußter Sorge um seinen (Erbhöfe), und daß sie weit klarer und umfas­
Hof selbst diesen als Ganzes zu erhalten trachten sender ist. Auch nimmt sie im § 1 auf die be­
wird. sondere Eigenheit. des eben genannten Kärntner 
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Gesetzes hinsichtlich der Fläche des landwirt­
schaftlichen Besitzes zur Kennzeichnung der Un­
tergrenze ausdrücklich Rücksicht. 

Wenn der Ausschuß dennodI für die Ausneh­
mung auch des Landes Kärnten eintritt, so des­
halb, . weil in Kärn~en s,eit dem Jahre 1903, 
unterbrochen nur während der Geltung des 
ReidIserbhofrechtes, eine' anerbenredItliche Rege­
lung besteht, die sich eingelebt und bewährt hat. 
Es ist also dort das, was die Regierungsvorlage 
anstrebt, bereits seit langem erreicht. Wird nun 
das Land Tirol ausgenommen, weil dort gleidI­
falls eine eingelebte und bewährte anerbenrecht­
liche Regelung vorhanden ist, so sollte aus Grün­
den der Billigkeit dem Lande Kärnten nicht das 
neue Anerbengesetz gegen seinen Willen auf­
gezwungen werden; dies muß umso mehr gelten, 
als die bewährte Kärntner Einrich tung, bei der 
das Land verbleiben will, der des Landes Tirol 
sehr stark äh·nelt. 

Zu § 17: 

Die Anordnung, daß der Berechnung der 
Pflichtteilsansprüche der übernahmspreis zu­
grunde zu legen sei, bezieht sich auf jenen Ver­
mögensgegenstand, der durch den Erbhof dar­
gestellt wird, schließt aber selbstverständlich 
nicht die Berücksichtigung von Nachlaßbestand­
teilen außerhalb des Erbhofs aus; ist demnach 
noch sonstiges Vermögen vorhanden, so ist na­
türlidI auch dieses bei der Berechnung der PflidIt­
teilsarisprüche zu veranschlagen. Dies mußte im 
Wortlaut der Regierungsvorlage selbst nicht ge­
sagt werden, weil dieser ja an dem gewöhn­
lichen Verlassenschaftsverfahren riidI t rührt j er 
befaßt sich mit dem gewöhnlich,en Verlassen­
schaftsverfahren und mit dem materiellen Erb"' 
recht überhaupt nicht. Aus der Systematik des 
IH. AbsdInittes. der Regierungsvorlage, weldIer 
Abschnitt lediglich die Erbteilung auf Grund 
der Zuweisung des Erbhofs an den Anerben re-

Dr. Neugebauer 
Berichterstatter 

gelt, ergibt sich von selbst, daß der § 17 das frei 
vererbliche Vermögen nicht behandeln kann, aber 
auch unberührt läßt. 

Zu der vorstehenden Fests'tellung hat sich der 
Ausschuß veranlaßt gesehen, um einer falschen 
Auslegung des § 17 zu begegnen. 

Zu § 21: 

Wiewohl die Ausnehmung Vorarlbergs vom 
Geltungsbereich des Gesetzes aus den in den 
Erläuternden Bemerkungen der gegenständlichen 
Regierungsvorlage (Abschnitt A, Einleitung V) 
angeführten Gründen sachlich gerechtfertigt ist, 
hat der Auss·chuß diese Regelung vorsorglich 

. durch eine Verfassungsbestimmupg untermauert, 
um sie in jeder Beziehung unanfechtbar zu 
machen. 

Hinsichtlid1 der unverändert gebliebenen Be­
stimmungen. wird auf die sehr ausführlichen Er­
läuternden Bemerkungen der. Regierungsvorlage 
hingewiesen. 

Der Justizausschuß hat die Regierungsvorlage 
sehr eingehend beraten und nach einer Debatte, 
an der sich außer dem Berichterstatter Abgeord­
neten Dr. Neu g e bau e r die Abgeordneten 
Dipl.-Ing. Ha r t man n, M a r k, Dipl.-Ing. 
Pius F i n k, Dr .. Ne m e c z, Eie h i· n ge r, 
Dr. K r a n zirn a y r, S t e i ri er und der Ob­
mann des Ausschusses Dr. Hof e ne der sowie 
der Bundes~inister für Justiz Dr. T s eh ad e k 
beteiligten, mit den dem Bericht angeschlossenen 
Abänderungen einstimmig angenommen. 

Der Justizausschuß stellt somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundes­
regierung vorgelegten Gesetzentwurf (76 der Bei­
lagen) mit den a n g e s chi 0 s se n e n A b ä n­
der u n gen die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Wien, am 8. Mai 1958 

Dr. Hofeneder 
'Obmann . 

.;. 
Abänderungen 

zum Gesetzentwurf in 76 der Beilagen. 

1. Im § 1 Abs. 1 Z. 2 ist an Stelle des Strich­
punktes ein Punkt zu setzen. Der nachfolgende 
Satzteil hat zu entfallen. . 

2. Der § 21 hat zu lauten: 
,,§ 21. (Verfassungsbestimmung.) Dieses Bun­

desgesetz gilt nicht in den Ländern Kärnten, 
. Tirol und Vorarlberg." 

3. Im § 22 hat der Abs. 3 zu entfallen. 

.J 
/ . 
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